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Eine eigentümliche Erscheinung, die zu grundsätz­
lichen Erwägungen Veranlassung gibt, ist seit kurzem 
auf dem Gebiet der Landwirtschaft zu beobachten. 
Es mehren sich die Fälle eines teilweisen Verzichts an 
landwirtschaftlichem Grundeigentum, einer Dereliktion 
nach § 928 BGB. So erfolgten z. B. im Kreise Luckau in 
einer einzigen Gemeinde zehn Verzichtsleistungen, die 
sich auf eine Gesamtfläche von etwa 100 ha bezogen, 
in der Gemeinde Zählen (Kreis Neu-Ruppin) ein Ver­
zicht auf 42 ha Land, in einer Gemeinde des Kreises 
Guben vier Verzichtsleistungen (20 ha) und in der Ge­
meinde Parstein (Kreis Angermünde) ein Verzicht auf 
24 ha Land.

Die Grundbuchrichter, denen die Verzichtserklä­
rungen zugingen, trugen den Eigentumsverzicht beden­
kenlos ins Grundbuch ein, da die formalen Erforder­
nisse erfüllt waren. Nach § 928 genügt in der Tat die 
Verzichtserklärung des Eigentümers und auch das 
Kontrollratsgesetz Nr. 45 steht nicht im Wege, da dort 
nur der vertragsmäßige Eigentumsübergang genehmi­
gungspflichtig gemacht ist. Die Grundbuchrichter be­
gnügten sich mit der Prüfung der Formalien und 
fragten nicht nach dem offensichtlich verfolgten Zweck 
einer so merkwürdigen Erscheinung wie einer Eigen­
tumsaufgabe. Sonst hätten sie leicht ermitteln können, 
daß es sich hier um eine Sabotage unserer Landwirt­
schaftspolitik handelt. Das Land, auf das die betreffen­
den Bauern großzügig verzichteten, war durchweg Land 
von geringer Ertragsfähigkeit (Waldland, Bodenklasse 6, 
7 und 8) und regelmäßig soviel, daß der Bauer durch 
den Verzicht unter die 50-Hektar-Grenze fiel. Für den 
Bauern hat dieser „Verzicht“ nicht nur eine der gerin­
geren Bodenfläche entsprechende Minderung des Ab­
lieferungssolls zur Folge, sondern, da er nunmehr in 
die Stufe 20—50 ha fällt — eine geringer veranlagte 
Stufe —, darüber hinaus sogar eine verminderte 
Ablieferungspflicht pro Hektar; und dies bei günsti­
geren Bedingungen als vorher, denn für die geringere 
Bodenfläche steht ja jetzt die gleiche Menge Vieh, In­
ventar, Dünger usw. zur Verfügung wie früher. Die 
Allgemeinheit aber erhält ein Stück schlechten Bodens 
— ohne Viehbesatz, Trecker und sonstige landwirt­
schaftliche Geräte —, das nur äußerst schwierig oder 
überhaupt nicht bewirtschaftet werden kann. Die Folge 
der geschilderten Eigentumsaufgabe ist mithin eine 
Minderung der landwirtschaftlichen Erträge im be­
treffenden Gebiet, eine Durchkreuzung der Wirtschafts­
pläne, eine Gefährdung unserer Versorgung.

Haben die Grundbuchrichter, die sich nur an die Form­
vorschriften des BGB hielten, pflichtgemäß gehandelt 
oder mußten sie sich auch um die wirtschaftlich-politi­
schen Folgen einer Verzichtseintragung kümmern?

Im Gegensatz zur Weimarer Verfassung, die den 
Richter nur „dem Gesetz“ unterwarf, enthält die Ver­
fassung der Deutschen Demokratischen Republik den 
Satz „Die Richter sind ... d e r V e r f a s s u n g  und dem 
Gesetz unterworfen“ (Art. 127). Dadurch kommt zum 
Ausdruck, daß der Richter zur Grundlage einer Ent­
scheidung nicht mehr das einzelne Gesetz in seiner 
Isoliertheit zu nehmen hat, sondern unsere gesamte, 
durch die Verfassung entscheidend bestimmte Rechts­
ordnung. Die Gesetze in ihrer Gesamtheit sind maß­
gebend und zwar dergestalt, daß das neuere — ins­
besondere das unter der neuen Ordnung nach 1945 er­
gangene — Gesetz das frühere notfalls modifiziert und 
daß unsere alten Gesetze insbesondere insoweit nicht 
mehr gelten können, als sie mit der neuen Verfassung 
in Widerspruch stehen.. Einer der Grundgedanken 
unserer Verfassung ist nun der, die Planerfüllung und 
die Bodenerträgnisse zu sichern (Art. 19 und 21).

Die Bestimmungen des BGB sind also heute nur noch 
im Rahmen unserer Verfassung als der neueren und

höheren Rechtsnorm gültig. So könnte z. B. ein Grund­
eigentümer heute nicht mehr unter Berufung auf § 910 
BGB Wurzeln oder Zweige eines Obstbaumes des Nach­
bargrundstücks einfach abschneiden, da die Vernichtung 
landwirtschaftlicher Produktion unseren Verfassungs­
grundsätzen widerspricht. (Hier ist höchstens ein An­
spruch auf Interessenausgleich zwischen den beteiligten 
Grundeigentümern gegeben.)

Bei den eingangs zitierten Fällen des Eigentumsver­
zichts zum Zweck der Minderung des Ablieferungssolls 
lag aber nicht nur ein Verstoß gegen allgemeine Grund­
gedanken der Verfassung vor, sondern auch eine Durch­
kreuzung des Volkswirtschaftsplans, der ja ebenfalls 
bindendes Gesetz ist, und ein Verstoß gegen das Gesetz 
vom 8. Februar 1950 über Maßnahmen zur Erreichung 
der Friedenshektarerträge.

Unser Grundgesetz verpflichtet in Art. 4 jeden 
Bürger, im Sinne der Verfassung zu handeln. Um 
wieviel mehr sind die öffentlichen Funktionäre, ins­
besondere die Richter, verpflichtet, die in Verfassung 
und Gesetzen zum Ausdruck kommende Rechtsordnung 
in jeder Hinsicht zu schützen und alles zu vermeiden, 
was einer Durchkreuzung unserer Rechtsordnung 
dienen könnte.

Zu den wesentlichen Bestandteilen unserer Rechts­
ordnung gehören vor allem auch jene Grundgesetze (wie 
Grundgesetz der Arbeit, Landarbeiterschutzgesetz, 
Jugendgesetz, Kulturverordnung usw.), die neben de­
taillierten Einzelrechtsnormen allgemeine Weisungen 
für die Behandlung eines bestimmten Personenkreises 
enthalten (Förderung der Jugend, Förderung der Intel­
ligenz). Auch diese auf eine bestimmte Entwicklung ab­
zielenden Gesetze erheischen Berücksichtigung durch 
den Richter und sind in der Lage, bestehende Gesetze zu 
modifizieren. Der Richter muß deshalb bei seinen Ent­
scheidungen auch der gesetzlich zum Ausdruck kom­
menden Rechts- und Wirtschafts p o l i t i k  Rechnung 
tragen.

Hieraus erhellt, wie notwendig es ist, daß sich alle 
Richter — nicht nur Strafrichter, sondern auch Zivil­
richter und Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit — 
über sämtliche wichtigen Gesetze sowie über den Stand 
und die Tendenz unserer wirtschaftlichen und allge­
meingesellschaftlichen Entwicklung informieren.

Wird hier zuviel vom Richter verlangt? Gewiß kann 
— um auf die anfangs zitierten Beispiele zurückzu­
kommen — nicht von jedem Richter erwartet werden, 
daß er die wirtschaftliche Tragweite einer Eigentums­
verzichtserklärung sofort erkennt und daß er etwa not­
wendige Ermittlungen selbst anstellt; aber die Ver­
pflichtung zur Wachsamkeit, die aus der Verpflichtung 
zum Schutz der Rechtsordnung fließt, erfordert vom 
Richter, daß er sich bei allen auffallenden, ungewöhn­
lichen Fällen an die informierte Fachverwaltung 
wendet. Die betreffenden Richter hätten also vor der 
Eintragung des Verzichts zum mindesten die landwirt­
schaftliche Verwaltungsstelle (Landrat) anfragen 
müssen, ob Bedenken gegen die Eintragung bestünden.

Die Verpflichtung zur Überprüfung verdächtiger 
Manipulationen trifft aber nicht nur den Richter, sie 
trifft auch den beurkundenden Notar. (Das ist z. B. 
kürzlich in dem Prozeß gegen die Saboteure von Dessau 
klar zum Ausdruck gekommen.) Auch der Notar ist ein 
Hüter der Rechtsordnung und darf in keiner Weise 
seine Hand zu einer Durchkreuzung oder Umgehung 
unserer Rechtsordnung reichen.

Jeder Funktionär unserer Gesellschaft, insbesondere 
aber jeder Richter, ist berufen, in all seinen Entschei­
dungen die Ziele der gesamten Rechtsordnung zu 
berücksichtigen und damit die demokratische Gesetz­
lichkeit zu sichern.

D ie  ta tsäch lich en  M achtverhä ltn isse , d ie  in  e in er  jeden  G ese llsch aft  bes tehen , s in d  jen e  tä tig  
w irkende  K raft ,  w elch e  a lle  G ese tze  u n d  rech tl ich en  E in rich tu ngen  d ieser  G ese llsch aft  so  be­
s t im m t, daß  s ie  im  w esen tl ichen  gar  n ich t an ders  se in  könn en , a ls  s ie  eben  s in d .

(Lasalle, „Reden und Schriften“ 1892)
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